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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

REVIDIERTE GESCHÄFTSORDNUNG

angenommen vom Wirtschafts - und Sozialausschuß anläßlich seiner 107 . Plenar­
tagung am 29./30 . November 1972 , genehmigt vom Rat der Europäischen Ge­
meinschaften anläßlich seiner Tagungen am 15 . Januar 1973 , am 4 . März und

am 13 . Juni 1974
In ihrer Gesamtheit in Kraft getreten am 13 . Juni 1974

(74/428/EWG, Euratom)

TITEL I

ORGANISATION DES AUSSCHUSSES

KAPITEL I dem ihm die Ernennung der Ausschußmitglieder be­
kanntgegeben wurde , und erklärt die neue Mandatspe­
riode des Ausschusses für eröffnet .

ERSTE EINBERUFUNG DES AUSSCHUSSES

KAPITEL II

PRÄSIDIUM

Artikel 1

Die Mandatsperioden des Ausschusses erstrecken sich
über vier Jahre .

Der Ausschuß wird nach jeder Neubesetzung, die alle
vier Jahre vorzunehmen ist, vom ältesten Mitglied spä­
testens einen Monat nach dem Zeitpunkt einberufen ,
zu dem den Ausschußmitgliedern ihre Ernennung
durch den Rat mitgeteilt wurde . Den Vorsitz in der
ersten Sitzung führt das älteste anwesende Mitglied .
Das Alterspräsidium besteht aus diesem Mitglied als
Alterspräsidenten , den anwesenden vier jüngsten Mit­
gliedern sowie dem Generalsekretär des Ausschusses .

Artikel 3

Wahl für die erste Hälfte einer Mandatsperiode

In seiner ersten , nach Maßgabe von Artikel 1 abgehal­
tenen Sitzung wählt der Ausschuß unter dem Vorsitz
des Alterspräsidiums sein Präsidium für einen Zeit­
raum von zwei Jahren, beginnend mit der Eröffnung
der Mandatsperiode gemäß Artikel 2.

Das Alterspräsidium bleibt bis zur Bekanntgabe des
Ergebnisses der Wahl des Ausschußpräsidiums im
Amt. Unter dem Vorsitz des Alterspräsidiums sind le­
diglich Debatten über Fragen zulässig, die mit der
Wahl des Ausschußpräsidiums zusammenhängen .

Artikel 2

In dieser Sitzung gibt der Alterspräsident dem Aus­
schuß von dem Schreiben des Rates Kenntnis, mit
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Artikel 4

Wahl für die zweite Hälfte einer Mandatsperiode

Die Sitzung, in der das Präsidium für die beiden letz­
ten Jahre einer Mandatsperiode gewählt wird, ist vom
ausscheidenden Präsidenten einzuberufen . Sie wird zu
Beginn der Plenartagung des Monats abgehalten , in
dem die Amtszeit des für die beiden ersten Jahre der
Mandatsperiode gewählten Präsidiums abläuft . Den
Vorsitz führt der ausscheidende Präsident oder sein
Stellvertreter .

Artikel 5

Zusammensetzung

Das Präsidium des Ausschusses besteht aus einund­
zwanzig Mitgliedern einschließlich des Präsidenten
und zweier Vizepräsidenten .

Der Vertretung der Mitgliedstaaten und der verschiede­
nen Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Le­
bens innerhalb des Ausschusses ist bei der Zusammen­

setzung des Präsidiums Rechnung zu tragen .
Der Präsident wird abwechselnd aus den Vertretern

der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der sonstigen
Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens
gewählt, sofern der Ausschuß nicht vor der Wahl mit
einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder et­
was anderes beschließt .

Die Vizepräsidenten werden aus den Mitgliedern derje­
nigen Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Le­
bens gewählt , denen der Präsident nicht angehört .

Das Amt des Präsidenten , eines Vizepräsidenten und
eines Mitglieds des Präsidiums ist unvereinbar mit
dem Amt des Vorsitzenden einer Fachgruppe .

Der Präsident und die Vizepräsidenten können nach
Ablauf ihrer zweijährigen Amtszeit nicht für weitere
zwei Jahre in ihrem Amt bestätigt werden , es sei
denn, daß ein Beschluß gemäß Absatz 3 ergeht.

Artikel 6

Wahlverfahren

Zur Vorbereitung der Kanditaturlisten für die Wahl
des Präsidiums kann der Ausschuß aus seiner Mitte
eine Vorbereitungskommission bilden , bei deren Zu­
sammensetzung der Vertretung der Mitgliedstaaten
und der verschiedenen Gruppen des wirtschaftlichen
und sozialen Lebens innerhalb des Ausschusses Rech­
nung zu tragen ist .

Diese Kommission hat eine Vorprüfung der Kandida­
turen durchzuführen . Sie kann dem Ausschuß Kandi­
daturvorschläge unterbreiten ; dabei sind die Bestim­
mungen von Artikel 5 einzuhalten . Sie hat dem Ple­
num in jedem Fall alle ihr zugegangenen Kandidatu­
ren vorzulegen , sofern sie von den Kandidaten auf­
rechterhalten werden .

Der Ausschuß befindet nach Maßgabe dieses Artikels
über die Gesamtheit der Kandidaturen .

Der Ausschuß wählt, gegebenenfalls in mehreren
Wahlgängen, den Präsidenten . Gewählt ist, wer im er­
sten Wahlgang mindestens drei Viertel oder in weite­
ren Wahlgängen die absolute Mehrheit der gültigen
Stimmen auf sich vereinigt .

Der Ausschuß wählt, gegebenenfalls in mehreren
Wahlgängen , die beiden Vizepräsidenten . Gewählt ist,
wer im ersten Wahlgang mindestens die Hälfte oder
in weiteren Wahlgängen mindestens ein Drittel der
gültigen Stimmen auf sich vereinigt . Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Alter.

Der Ausschuß wählt, gegebenenfalls in mehreren
Wahlgängen , die übrigen Mitglieder des Präsidiums.
Gewählt sind diejenigen , welche die meisten , minde­
stens aber ein Viertel der gültigen Stimmen auf sich
vereinigen . Bei Stimmengleichheit entscheidet das Al­
ter.

Anschließend wird eine Schlußabstimmung über die
Liste mit den Namen des Präsidenten , der beiden Vi­
zepräsidenten und der übrigen gewählten Mitglieder
durchgeführt . Für diese Liste müssen mindestens zwei
Drittel der gültigen Stimmen abgegeben werden .

Liegen ebenso viele Kandidaturen vor, wie Sitze zu
besetzen sind , so führt der Ausschuß unmittelbar die
Abstimmung über die Gesamtliste nach Maßgabe von
Absatz 7 durch .

Die Abstimmungen nach Maßgabe dieses Artikels
sind geheim . Eine Vertretung ist nicht zulässig.

Stimmzettel , die mehr Namen enthalten , als Sitze bei
der jeweiligen Wahl zu besetzen sind, sind ungültig.

Artikel 7

Ersetzung von Mitgliedern

Im Falle von Rücktritt, Tod oder Unmöglichkeit der
Mandatsausübung werden Mitglieder des Präsidiums
nach Maßgabe der Artikel 5 und 6 für die verblei­
bende Amtsdauer ersetzt .

Artikel 8

Aufgaben und Einberufung

Das Präsidium legt im Wege von Anordnungen die
Einzelheiten für die Anwendung der Bestimmungen
dieser Geschäftsordnung fest .

In gleicher Weise regelt das Präsidium die interne
Organisation und Arbeitsweise des Ausschusses .

Das Präsidium hat die Arbeiten des Plenums und der
verschiedenen Organe des Ausschusses vorzubereiten ,
zu organisieren und zu koordinieren .
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Das Präsidium verfolgt insbesondere die Arbeiten der
Fachgruppen und Unterausschüsse, sorgt für die Ein­
haltung der festgesetzten Fristen und nimmt die Er­
gebnisse der Arbeiten zur Kenntnis, bevor sie dem
Ausschuß unterbreitet werden .

Erforderlichenfalls , mindestens aber zweimal im Jahr,
tritt das Präsidium mit den Vorsitzenden der Gruppen
und der Fachgruppen zu gemeinsamen Sitzungen zu­
sammen . Die Vorsitzenden der Fachgruppen werden
auf ihren Wunsch vom Präsidium gehört, sofern sie
von einer auf seiner Tagesordnung stehenden Frage
betroffen sind .

Das Präsidium verfolgt regelmäßig die weitere Behand­
lung der vom Ausschuß verabschiedeten Stellungnah­
men und unterrichtet den Ausschuß hierüber minde­
stens einmal im Jahr in Form eines Berichts vor dem
Plenum.

Die Einberufung des Präsidiums erfolgt durch den Prä­
sidenten von Amts wegen oder auf Antrag von acht
seiner Mitglieder .

KAPITEL III

PRÄSIDENT

A rtikel 9

Der Präsident des Ausschusses ist ermächtigt, die Ar­
beiten des Ausschusses mit Unterstützung der übrigen
Mitglieder des Präsidiums nach Maßgabe dieser Ge­
schäftsordnung und der Verträge zu leiten .
Dem Präsidenten obliegt die Wahrnehmung der Bezie­
hungen zu dem Rat und der Kommission .

Der Präsident legt vor dem Ausschuß Rechenschaft
über die in seinem Namen zwischen zwei Tagungen
des Plenums unternommenen Schritte und Handlun­
gen ab .

Die Vizepräsidenten , denen im Falle der Abwesenheit
des Präsidenten dessen Vertretung obliegt, werden
vom Präsidenten regelmäßig über die anstehenden Fra­
gen unterrichtet . Die Reihenfolge der Vertretung wird
durch das Präsidium festgelegt . Bei gleichzeitiger Ab­
wesenheit des Präsidenten und der Vizepräsidenten
führt das älteste Präsidialmitglied den Vorsitz .

KAPITEL IV

FACHGRUPPEN

Artikel 10

Der Ausschuß umfaßt Fachgruppen für die Hauptsach­
gebiete des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und des Vertrages zur Grün­
dung der Europäischen Atomgemeinschaft .
Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf Vorschlag von
wenigstens dreißig Mitgliedern kann der Ausschuß er­
forderlichenfalls weitere Fachgruppen bestellen .

Zu Beginn jeder Mandatsperiode setzt der Ausschuß
in seiner ersten Tagung die Fachgruppen ein .

Artikel 11

Zusammensetzung

Mitgliederzahl und generelle Zusammensetzung der
Fachgruppen werden vom Ausschuß auf Vorschlag
des Präsidiums unter Berücksichtigung einer angemes­
senen Vertretung der Mitgliedstaaten und der verschie­
denen Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Le­
bens innerhalb des Ausschusses festgelegt .

Jeder Fachgruppe gehören mindestens dreißig und
höchstens sechzig Mitglieder an .

Artikel 12

Wahl der Mitglieder

Jedes Mitglied des Ausschusses mit Ausnahme des Prä­
sidenten muß einer Fachgruppe angehören .

Grundsätzlich darf kein Ausschußmitglied mehr als
drei Fachgruppen angehören ; in begründeten Fällen
kann das Präsidium Abweichungen von dieser Regel
zulassen .

Die Mitglieder jeder Fachgruppe werden vom Aus­
schuß auf Grund ihrer Kompetenz für die Dauer von
zwei Jahren gewählt ; eine Wiederwahl ist zulässig.
Von mindestens fünf Mitgliedern vorgelegte Kandida­
turen werden dem Präsidium übermittelt, das sie dem
Ausschuß unterbreitet .

Die Ersetzung von Mitgliedern einer Fachgruppe er­
folgt nach dem gleichen Verfahren wie ihre Wahl .

Artikel 13

Vorstand

Der Vorstand einer Fachgruppe besteht je nach deren
Mitgliederzahl aus sechs oder neun Mitgliedern ein­
schließlich des Vorsitzenden und zwei stellvertreten­
den Vorsitzenden .

Der Vorsitzende , die stellvertretenden Vorsitzenden
und die übrigen Mitglieder des Vorstands werden von
den Mitgliedern der Fachgruppe für zwei Jahre ge­
wählt . Die Wahl ist geheim , und gewählt sind die
Kandidaten , die im ersten Wahlgang die absolute
Mehrheit bzw. im zweiten Wahlgang die relative Mehr­
heit der gültigen Stimmen erhalten , es sei denn , daß
die Mitglieder der Fachgruppe einstimmig eine Abwei­
chung von diesem Wahlverfahren beschließen .

Die Wahl des Vorsitzenden der Fachgruppe sowie der
übrigen Vorstandsmitglieder bedarf der Genehmigung
durch den Ausschuß .

Eine Wiederwahl des Vorsitzenden und der übrigen
Vorstandsmitglieder ist zulässig.
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Artikel 14

Aufgaben — Berichterstatter — Studiengruppen

Den Fachgruppen obliegt es, zu den Gegenständen,
mit denen sie nach Maßgabe der Artikel 22, 23 oder
24 befaßt werden , je nach Fall eine Stellungnahme
und den entsprechenden Bericht, eine Studie oder
einen Informationsbericht auszuarbeiten .

Zur Untersuchung der Gegenstände , mit denen die
Fachgruppen befaßt werden , sowie zur Vorbereitung
der jeweiligen Dokumente bestellen sie einen Be­
richterstatter, dem gegebenenfalls Mitberichterstatter
beigeordnet werden können .
Erforderlichenfalls können sie ferner aus ihrer Mitte
Studiengruppen bilden , deren Vorsitzenden und Mit­
glieder sie wählen .

Artikel 15

Sachverständige

Soweit es sich für die Arbeit als unerläßlich erweist,
kann die Fachgruppe von sich aus oder auf Vorschlag
ihres Vorstands mit Zustimmung des Ausschußpräsi­
denten den Berichterstatter und die Mitberichterstatter
ermächtigen , zu ihrer Unterstützung jeweils eine Per­
son hinzuzuziehen , die auf Grund ihrer Erfahrung
oder ihrer Kenntnis besonders berufen ist, als Sachver­
ständiger Auskünfte über die Beratungsgegenstände zu
erteilen .

Zusätzlich zu diesen Personen können auf Vorschlag
des Vorstands der Fachgruppe im Bedarfsfall bis zu
drei weitere Sachverständige ernannt werden .

Das Mandat der Sachverständigen endet mit dem Ab­
schluß der Arbeiten der Fachgruppe , das Mandat des
Sachverständigen des Berichterstatters nach der Be­
handlung des Dokuments im Plenum.

Den nach Maßgabe dieses Artikels ernannten Sachver­
ständigen werden die Reise- und Aufenthaltskosten
erstattet .

Artikel 16

Assistenten

Die Mitglieder der Fachgruppen und Studiengruppen
können sich von einem Assistenten begleiten lassen ,
der an den Beratungen ohne Stimmrecht teilnimmt.
Name und Berufsstellung des Assistenten sind dem
Vorsitzenden der Fachgruppe bzw. Studiengruppe vor
Beginn der Erörterung des Gegenstands , für den seine
Teilnahme beantragt wird, im Hinblick auf seine Zu­
lassung mitzuteilen .

KAPITEL V

UNTERAUSSCHÜSSE

Artikel 17

Bestellung — Aufgabe — Zusammensetzung
Der Ausschuß kann auf Veranlassung des Präsidiums
aus seiner Mitte Unterausschüsse bestellen . Diese ha­
ben zu allgemeinen Fragen oder zu bestimmten Ge­
genständen , die in die Zuständigkeit mehrerer Fach­
gruppen gleichzeitig fallen , Entwürfe von Stellungnah­
men und Berichte auszuarbeiten , die dem Ausschuß
zur Beratung unterbreitet werden .
In der Zeit zwischen zwei Tagungen des Plenums
kann das Präsidium, vorbehaltlich der anschließenden
Bestätigung durch den Ausschuß , Unterausschüsse be­
stellen . Diese dürfen jeweils nur zur Bearbeitung eines
einzigen Beratungsgegenstandes eingesetzt werden .
Ihr Mandat erlischt, sobald die von ihnen vorbereite­
ten Stellungnahmen vom Ausschuß verabschiedet
sind .

Bei der Zusammensetzung der Unterausschüsse ist der
Vertretung der Mitgliedstaaten und der verschiedenen
Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens
innerhalb des Ausschusses Rechnung zu tragen .
Fällt ein Gegenstand in die Zuständigkeit mehrerer
Fachgruppen , so ist der Unterausschuß aus Mitglie­
dern der betreffenden Fachgruppe zu bilden .
Die Vorschriften über die Fachgruppen finden auf die
Unterausschüsse entsprechende Anwendung.

KAPITEL VI

HAUPTBERICHTERSTATTER

Artikel 18

Der Ausschuß kann für alle ihm zur Untersuchung
unterbreiteten Gegenstände einen Hauptberichterstat­
ter bestellen .

KAPITEL VII

GRUPPEN

Artikel 19

Die Ausschußmitglieder können aus freien Stücken
Gruppen bilden , die die Arbeitgeber, die Arbeitneh­
mer und die übrigen Bereiche des wirtschaftlichen
und sozialen Lebens vertreten .

Aufgaben und Arbeitsweise der Gruppen werden vom
Präsidium des Ausschusses im Wege von Durchfüh­
rungsvorschriften zu dieser Geschäftsordnung geregelt .
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TITEL II

ARBEITSWEISE DES AUSSCHUSSES

KAPITEL I

ANHÖRUNG DES AUSSCHUSSES

Artikel 20

Einberufung
Der Ausschuß wird von seinem Präsidenten zur Ausar­
beitung der Stellungnahmen einberufen , um die der
Rat oder die Kommission ersucht hat .

Der Ausschuß wird von seinem Präsidenten im Beneh­
men mit dem Präsidium einberufen , um die Untersu­
chung von Gegenständen vorzubereiten , für welche
die Verträge eine obligatorische oder fakultative Anhö­
rung des Ausschusses vorsehen .
Der Ausschuß wird von seinem Präsidenten im Beneh­
men mit dem Präsidium einberufen , um die Untersu­
chung von Gegenständen fortzusetzen , zu denen er
bereits eine Stellungnahme abgegeben hat .
Der Ausschuß kann von seinem Präsidenten auf Vor­
schlag seines Präsidiums und mit Zustimmung der
Mehrheit seiner Mitglieder einberufen werden , um aus
eigener Initiative Stellungnahmen zu allen Fragen ab­
zugeben , die die Aufgaben der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom­
gemeinschaft betreffen .

Artikel 21

Ersuchen um Abgabe von Stellungnahmen
Die Ersuchen des Rates und der Kommission um Ab­
gabe von Stellungnahmen werden an den Präsidenten
des Ausschusses gerichtet . Der Präsident regelt die
Arbeiten des Ausschusses im Benehmen mit dem Prä­
sidium unter Berücksichtigung der von dem Rat oder
der Kommission gesetzten Fristen .

KAPITEL II

DURCHFÜHRUNG DER ARBEITEN

A. ARBEITEN DER FACHGRUPPEN

Artikel 22

Befassung der zuständigen Fachgruppe

Im Hinblick auf die Ausarbeitung einer Stellung­
nahme, einer Studie oder eines Informationsberichts
bestimmt der Präsident im Einvernehmen mit dem
Präsidium die für die Vorbereitung der betreffenden
Arbeiten zuständige Fachgruppe . Fällt der Gegenstand

eindeutig in die Zuständigkeit einer Fachgruppe, so
obliegt deren Bestimmung dem Präsidenten , der das
Präsidium hiervon unterrichtet .

Der Präsident teilt dem Vorsitzenden der befaßten
Fachgruppe den Gegenstand der Beratungen und die
Frist für die Vorlage der von der Fachgruppe erstellten
Dokumente mit .

Er unterrichtet die Mitglieder des Ausschusses über
die Befassung der Fachgsuppe sowie über den Termin,
zu dem der Gegenstand auf die Tagesordnung des Ple­
nums gesetzt werden soll .

Artikel 23

Mitberatende Befassung von Fachgruppen

In Ausnahmefällen oder auf Antrag der federführen­
den Fachgruppe kann der Präsident im Einverneh­
men mit dem Präsidium eine oder mehrere Fachgrup­
pen beauftragen , eine zusätzliche Stellungnahme zu
einem oder mehreren Punkten des Gegenstands abzu­
geben, zu dem um Stellungnahme ersucht wurde .

Die ausschließliche Zuständigkeit der federführenden
Fachgruppe für die Berichterstattung vor dem Aus­
schuß bleibt unberührt . Sie hat ihrer Stellungnahme
die Stellungnahmen der mitberatenden Fachgruppen
als Anlage beizufügen .

Ist eine Entscheidung nach Absatz 1 nicht ergangen,
so ist keine Fachgruppe befugt, die Stellungnahme
einer anderen Fachgruppe zu Gegenständen einzuho­
len , mit denen sie befaßt ist .

Artikel 24

Informationsverfahren

Wird dem Ausschuß von dem Rat oder von der Kom­
mission ein Gegenstand von besonderer Bedeutung
zur Information unterbreitet, so kann der Präsident im
Einvernehmen mit dem Präsidium eine Fachgruppe
beauftragen , einen Informationsbericht für die Mitglie­
der des Ausschusses zu erarbeiten .

Artikel 25

Gemeinsame Sitzungen

Die Fachgruppen beraten grundsätzlich nicht gemein­
sam . Der Präsident kann jedoch im Einvernehmen
mit dem Präsidium mehrere Fachgruppen ermächti­
gen , gemeinsame Sitzungen abzuhalten , sofern er dies
für die Ausarbeitung der Stellungnahme für erforder­
lich erachtet oder sofern dies aus demselben Grunde
von der federführenden Fachgruppe beantragt wird .
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Artikel 30

Stellungnahme und Bericht

Die Stellungnahme des Fachgruppe enthält nur die
Texte , die von der Fachgruppe nach dem in Artikel
45 vorgesehenen Abstimmungsverfahren angenom­
men wurden . Der Wortlauf der von der Fachgruppe
abgelehnten Änderungsanträge sowie deren Begrün­
dung können auf Antrag ihrer Verfasser unter Angabe
des Abstimmungsergebnisses der Stellungnahme als
Anhang angefügt werden .

Der Stellungnahme sind beizufügen : der Bericht der
Fachgruppe ; die etwaigen Stellungnahmen der mitbe­
ratenden Fachgruppen ; alle weiteren Unterlagen oder
Aufzeichnungen, deren Beifügung die Fachgruppe für
zweckdienlich hält . Der Bericht, der die während der
Beratungen vertretenen verschiedenen Auffassungen
wiedergibt, wird vom Berichterstatter in Übereinstim­
mung mit den Beschlüssen der Fachgruppe abgefaßt .
Die Übereinstimmung wird durch Gegenzeichnung
des Vorsitzenden bestätigt . Lehnt dieser die Unter­
zeichnung ab, so obliegt die Entscheidung dem Vor­
stand der Fachgruppe .

Artikel 31

l

Artikel 26

Einberufung

Die nach Maßgabe dieser Geschäftsordnung befaßten
Fachgruppen werden von ihrem Vorsitzenden einberu­
fen .

Artikel 27

Vorbereitung der Sitzungen

Die Sitzungen der Fachgruppen werden von ihrem
Vorsitzenden im Benehmen mit dem Vorstand vorbe­
reitet .

Der Entwurf der Tagesordnung sowie die sonstigen Sit­
zungsunterlagen werden den Mitgliedern der Fach­
gruppen rechtzeitig übermittelt ; sie werden auf
Wunsch auch jedem anderen Mitglied des Ausschus­
ses zur Kenntnisnahme zugeleitet .

Dem Vorsitzenden obliegt die Leitung der Sitzungen
der Fachgruppe . Bei Abwesenheit wird er durch einen
der stellvertretenden Vorsitzenden oder durch ein Mit­
glied des Vorstands vertreten , das von ihm selbst oder,
falls er dies unterläßt, von den übrigen Vorstandsmit­
gliedern bestimmt wird .

Artikel 28

Beschlußfähigkeit

Die Fachgruppen sind beschlußfähig, wenn mehr als
die Hälfte der ordentlichen Mitglieder anwesend oder
vertreten ist .

Wird die Beschlußfähigkeit nicht erreicht , so kann
der Vorsitzende die Sitzung schließen und innerhalb
einer in seinem Ermessen liegenden Frist eine neue
Sitzung anberaumen , in der die Fachgruppe ungeach­
tet der Zahl der anwesenden bzw. vertretenen Mitglie­
der beschlußfähig ist .

Artikel 29

Ausarbeitung der Stellungnahme

An Hand der vom Berichterstatter oder von der Stu­
diengruppe vorbereiteten Arbeitsunterlagen und ggf .
der Dokumente , die von der oder den mitberatenden
Fachgruppen erstellt wurden , arbeitet die Fachgruppe
ihre Stellungnahme und ihren Bericht aus .

Die Fachgruppe kann in Ausnahmefällen auf einstim­
migen Beschluß der anwesenden Mitglieder von der
Abfassung eines Berichts absehen , wenn die Art des
Beratungsgegenstands dies zuläßt .

Hält es die Fachgruppe für erforderlich , bei dem Rat
oder der Kommission zusätzliche Auskünfte einzuho­
len , so teilt der Vorsitzende der Fachgruppe dies dem
Präsidenten des Ausschusses mit , der den Präsidenten
des betreffenden Organs unterrichtet .

Übermittlung der Berichte und Stellungnahmen

Bericht und Stellungnahme der Fachgruppe nebst den
gemäß Artikel 30 beizufügenden Dokumenten wer­
den dem Ausschußpräsidenten vom Vorsitzenden
übermittelt und dem Ausschuß durch das Präsidium
so schnell wie möglich vorgelegt . Sie sind den Aus­
schußmitgliedern , außer im Dringlichkeitsfall , späte­
stens 10 Tage vor Beginn der Tagung des Plenums zu
übersenden .

Artikel 32

Protokoll

Über jede Sitzung der Fachgruppen ist ein knapp ge­
faßtes Protokoll zu fertigen . Das Protokoll wird der
Fachgruppe zur Genehmigung unterbreitet .

Artikel 33

Rückverweisung von Stellungnahmen an die
Fachgruppe

Der Präsident kann im Einvernehmen mit dem Präsi­
dium oder dem Plenum eine Fachgruppe um erneute
Prüfung eines Gegenstands ersuchen , wenn er der Auf­
fassung ist, daß die Verfahrensvorschriften der Ge­
schäftsordnung für die Ausarbeitung der Stellungnah­
men nicht eingehalten wurden oder weitere Untersu­
chungen erforderlich sind .
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B. VORBEREITENDE ARBEITEN

Artikel 34

Die Berichterstatter stellen allein oder zusammen mit
den Studiengruppen im Rahmen der von den Fach­
gruppen erteilten Weisungen Arbeitsunterlagen zusam­
men . Sie untersuchen den Beratungsgegenstand und
beschaffen und sichten das Material , das als Grundlage
für die Stellungnahme und den Bericht dient. Die Ar­
beitsunterlagen , die ggf. auch eine Liste der ordentli­
chen Mitglieder, Sachverständigen und Assistenten ent­
halten , die an den Arbeiten der Studiengruppe teilge­
nommen haben , werden dem Vorsitzenden der Fach­
gruppe übermittelt .
Dem von der Fachgruppe gemäß Artikel 14 gewähl­
ten Vorsitzenden obliegt die Leitung der Sitzungen
der Studiengruppe . Bei Abwesenheit wird er durch ein
Mitglied der Studiengruppe vertreten , das von ihm
selbst oder von den übrigen Mitgliedern der Studien­
gruppe bestimmt wird .
Die Studiengruppen sind beschlußfähig, wenn minde­
stens ein Drittel der ordentlichen Mitglieder anwe­
send oder durch andere Mitglieder des Ausschusses
vertreten ist .

Wird die Beschlußfähigkeit nicht erreicht, so kann
der Vorsitzende die Sitzung schließen und innerhalb
einer in seinem Ermessen liegenden Frist eine neue
Sitzung anberaumen , in der die Studiengruppe unge­
achtet der Zahl der anwesenden bzw. vertretenen Mit­
glieder beschlußfähig ist .
In den Studiengruppen finden keine Abstimmungen
statt .

Uber jede Sitzung der Studiengruppen ist ein Ergebnis­
protokoll zu fertigen . Das Ergebnisprotokoll wird der
Studiengruppe zur Genehmigung unterbreitet .

C. ARBEITEN DES PLENUMS

Artikel 35

Tagungen
Anläßlich seiner Tagungen tritt der Ausschuß als Ple­

■ num zusammen .

Diese Tagungen , die gemäß Artikel 20 einberufen wer­
den , finden grundsätzlich während der letzten sieben
Tage des Monats statt .

Artikel 36

Vorbereitung der Tagungen
Die Tagungen * werden vom Präsidenten im Beneh­
men mit dem Präsidium vorbereitet . Das Präsidium
hält vor jeder Tagung sowie gegebenenfalls während
der Tagung eine Sitzung zur Regelung der Arbeiten
ab .

Artikel 37

Tagesordnung
Unbeschadet Artikel 46 (Dringlichkeitsverfahren) wird
der vom Präsidium aufgestellte Entwurf der Tagesord­

nung vom Präsidenten spätestens fünfzehn Tage vor
Eröffnung der Tagung allen Ausschußmitgliedern so­
wie dem Rat und der Kommission übermittelt . Auf
Antrag des Rates oder der Kommission sowie auf Vor­
schlag des Präsidiums kann der Entwurf der Tagesord­
nung vom Ausschuß geändert werden . Dem Entwurf
sind die Dokumente beizufügen die sich auf den Ge­
genstand der Stellungnahme beziehen, soweit sie den
Ausschußmitgliedern nicht nach Maßgabe von Artikel
31 übersandt wurden .

Artikel 38

Beschlußfähigkeit

Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die
Hälfte seiner Mitglieder anwesend oder vertreten ist .

Wird die Beschlußfähigkeit ' nicht erreicht, so kann
der Präsident die Sitzung schließen und innerhalb
einer in seinem Ermessen liegenden Frist — jedoch
während derselben Tagung — eine neue Sitzung anbe­
raumen , in der der Ausschuß ungeachtet der Zahl der
anwesenden bzw. vertretenen Mitglieder beschlußfähig
ist .

Artikel 39

Abwicklung der Arbeiten

Der Präsident eröffnet die Sitzung ; er leitet die Bera­
tungen und sorgt für die Einhaltung der Geschäftsord­
nung. Er wird dabei von den Vizepräsidenten unter­
stützt .

Der Ausschuß berät auf der Grundlage der Arbeiten
der Fachgruppe, die für die Berichterstattung vor dem
Plenum zuständig ist .

Der Vorsitzende der Fachgruppe gibt einen kurzen
Überblick über das von der Fachgruppe angewandte
Verfahren , und der Berichterstatter erläutert die von
ihr angenommene Stellungnahme .

Im Anschluß hieran findet eine allgemeine Aus­
sprache über den Gegenstand statt, zu dem die Stel­
lungnahme abgegeben werden soll . Das Wort wird
den Ausschußmitgliedern erteilt, die sich beim Präsi­
denten in die Rednerliste eingetragen haben .

Nach Schluß der allgemeinen Aussprache verabschie­
det der Ausschuß seine Stellungnahme auf der Grund­
lage der Stellungnahme der Fachgruppe und der ge­
mäß Artikel 40 dazu eingebrachten etwaigen Ände­
rungsanträge .

Wurde ein Text in der Fachgruppe ohne Gegenstim­
men angenommen, so kann das Präsidium unter Zu­
grundelegung der von dem Vorsitzenden der betreffen­
den Fachgruppe nach Maßgabe'von Artikel 31 über­
mittelten Informationen dem Plenum die Anwendung
eines Abstimmungsverfahrens ohne Debatte vorschla­
gen . Dieses Verfahren wird vom Plenum angewandt,
sofern kein Mitglied dagegen Einwände erhebt .
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Die Stellungnahmen oder Studien , für deren Verab­
schiedung die Anwendung dieses Verfahrens vorge­
schlagen wird , werden grundsätzlich an das Ende der
Tagesordnung gesetzt .

Im Rahmen dieses Verfahrens erfolgt die Abstim­
mung über den vorgelegten Text durch Handzeichen ,
sofern kein Mitglied dagegen Einwände erhebt.

Artikel 40

Änderungsanträge
Änderungsanträge sind schriftlich abzufassen , von ih­
ren Verfassern zu unterzeichnen und beim Präsiden­

ten vor Eröffnung der Tagung einzubringen .
Der Ausschuß kann jedoch zulassen , daß Änderungs­
anträge vor Eröffnung der einzelnen Sitzungen einge­
bracht werden , sofern sie von mindestens fünf Mitglie­
dern unterzeichnet sind .

Während der Sitzung können Änderungsanträge nur
dann eingebracht werden , wenn sie eine aus den De­
batten hervorgehende Änderung des Textes betreffen
und von mindestens fünf Mitgliedern unterzeichnet
sind . Diese Regel gilt nicht, wenn die Stellungnahme
bzw. die Studie der Fachgruppe unter Anwendung der
Dringlichkeitsfristen versandt wurde .

In den Änderungsanträgen ist anzugeben, auf welchen
Teil des Textes sie sich beziehen . Sie sind kurz zu be­
gründen .

Bei der Prüfung der Änderungsanträge kann der Präsi­
dent des Ausschusses im Benehmen mit dem Vorsit­
zenden und dem Berichterstatter der zuständigen
Fachgruppe dem Ausschuß die für den logischen Zu­
sammenhang des endgültigen Wortlauts erforderli­
chen Anpassungen vorschlagen .

Artikel 41

Schluß der Beratungen

Der Präsident kann von sich aus oder auf Antrag eines
Mitglieds einen Beschluß des Ausschusses über eine
Beschränkung der Redezeit, eine Unterbrechung der
Sitzung oder den Abschluß der Beratungen herbeifüh­
ren . Nach Schluß der Beratungen kann das Wort nur
noch für Erklärungen zur Abstimmung erteilt werden .
Diese dürfen erst nach der Abstimmung abgegeben
werden ; sie müssen sich in den Grenzen der vom Prä­
sidenten festgelegten Redezeit halten .

Artikel 42

Protokoll

Uber jede Tagung des Ausschusses wird ein Protokoll
gefertigt und dem Ausschuß zur Genehmigung unter­
breitet .

Das Protokoll wird in seiner endgültigen Form vom
Präsidenten und vom Generalsekretär des Ausschusses
unterzeichnet .

Dem Protokoll sind in der Anlage beizufügen :
1 . die Berichte über die Beratungen des Ausschusses
über die Stellungnahmen oder Studien ; sie enthal­
ten unter anderem den Wortlaut aller zur Abstim­
mung gestellten Änderungsanträge mit Angabe des
Abstimmungsergebnisses ; sofern eine namentliche
Abstimmung stattgefunden hat, sind die Namen
der Abstimmenden anzuführen ;

2. die Stellungnahmen der zuständigen Fachgruppen ;
3 . alle sonstigen Unterlagen, die der Ausschuß als we­
sentlich für das Verständnis der Beratungen erach­
tet.

Artikel 43

Stellungnahmen

Die Stellungnahmen des Ausschusses umfassen zwei
Teile :

— Die Einführung, die über die Rechtsgrundlagen
der Stellungnahme und das bei ihrer Ausarbeitung
angewandte Verfahren Aufschluß gibt und die' Be­
gründung enthält ;

— einen zweiten Teil , der die Auffassung des Aus­
schusses zu dem jeweiligen .Beratungsgegenstand
in seiner Gesamtheit sowie besondere Bemerkun­
gen zu einzelnen Punkten des Beratungsgegenstan­
des enthält .

Der Wortlaut der eingebrachten Änderungsanträge
mitsamt Begründung, sofern sie vom Plenum abge­
lehnt wurden, bzw. die ursprünglichen Textstellen , so­
fern Änderungsanträge angenommen wurden , werden
mit Angabe der Abstimmungsergebnisse im Anhang
zur Stellungnahme wiedergegeben .

Artikel 44

Übermittlung der Stellungnahmen und des Pro­
tokolls

Die vom Ausschuß angenommenen Stellungnahmen,
die Berichte und Stellungnahmen der Fachgruppen
sowie das Protokoll über die Tagung des Plenums wer­
den dem Rat und der Kommission übermittelt .

Die Stellungnahmen des Ausschusses und das Proto­
koll werden ferner nach jeder Tagung so schnell wie
möglich den Ausschußmitgliedern zugestellt . Die
Übersendung des Protokolls hat spätestens zehn Tage
vor der nächsten Tagung zu erfolgen ; das gilt nicht
bei Anwendung des Dringlichkeitsverfahrens .
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TITEL III

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

KAPITEL I

ABSTIMMUNGSVERFAHREN

Artikel 45

Die gültigen Formen der Stimmabgabe sind die Ja­
Stimme, die Nein-Stimme und die Stimmenthaltung.

Für die Annahme der Texte des Ausschusses und sei­
ner Organe ist die Mehrheit der Ja- und Nein-Stim­
men ausschlaggebend, sofern die Geschäftsordnung
nicht etwas anderes bestimmt ; das gleiche gilt für son­
stige Beschlüsse .

Abgestimmt wird durch namentliche Stimmabgabe,
durch Handzeichen oder geheim .

Namentliche Abstimmung erfolgt auf Antrag eines
Viertels der anwesenden bzw. vertretenen Mitglieder .
Namentlich abzustimmen ist außerdem bei den
Schlußabstimmungen über Stellungnahmen , sofern
die anwesenden bzw. vertretenen Mitglieder nicht ein­
stimmig ein anderes Verfahren beschließen .

Der Präsident bzw. Vorsitzende kann ferner nament­
lich über eine Frage abstimmen lassen , über die be­
reits durch Handzeichen abgestimmt wurde , wenn
ihm die Abstimmung zweifelhaft erscheint oder er es
für angezeigt hält , die Namen der Abstimmenden im
Protokoll festzuhalten .

Die Abstimmung ist geheim , wenn die Mehrheit der
anwesenden bzw. vertretenen Mitglieder dies bean­
tragt . Artikel 6 und 13 bleiben unberührt .

der Arbeiten des Ausschusses ergreifen . Er hat die Mit­
glieder des Präsidiums zu unterrichten .
Die Fristen des ordentlichen Verfahrens können
außer acht gelassen werden .

Die vom Präsidenten ergriffenen Maßnahmen werden
dem Ausschuß auf der folgenden Tagung zur Geneh­
migung unterbreitet .

Artikel 47

Dringlichkeitsverfahren in den Fachgruppen

Wenn sich die Dringlichkeit auf Grund der einer
Fachgruppe gesetzten Frist ergibt, kann der Vorsit­
zende der Fachgruppe mit Zustimmung des Ausschuß­
präsidenten und im Benehmen mit dem Vorstand bei
der Regelung der Arbeiten der Fachgruppe von den
Bestimmungen der Geschäftsordnung über die Bera­
tungen in den Fachgruppen abweichen .

Die vom Vorsitzenden ergriffenen Maßnahmen wer­
den der Fachgruppe in der folgenden Sitzung zur Ge­
nehmigung unterbreitet .

KAPITEL III

ABWESENHEIT UND VERTRETUNG

Artikel 48

Abwesenheit

Ausschußmitglieder, die verhindert sind , an einer Ta­
gung des Ausschusses oder an der Sitzung einer Fach­
gruppe oder Studiengruppe teilzunehmen, benachrich­
tigen hiervon im voraus den Präsidenten bzw. den be­
treffenden Vorsitzenden .

Nimmt ein Ausschußmitglied, ohne einen Vertreter
zu bestellen und ohne stichhaltigen Grund, an mehr
als drei aufeinanderfolgenden Tagungen nicht teil , so
kann der Präsident — nach Anhörung des Präsidiums
und nach Aufforderung an das betreffende Mitglied ,
seine Abwesenheit zu begründen — den Rat ersu­
chen , das Mitglied seines Mandats zu entheben .

Nimmt ein Mitglied einer Fachgruppe , ohne einen
Vertreter zu bestellen und ohne stichhaltigen Grund,
an mehr als drei aufeinanderfolgenden Sitzungen
nicht teil , so kann der Vorsitzende nach Aufforderung
an das betreffende Mitglied , seine Abwesenheit zu be­
gründen , dieses auffordern , sich in der Fachgruppe er­
setzen zu lassen .

KAPITEL II

DRINGLICHKEITSVERFAHREN

Artikel 46

Dringlichkeitsverfahren im Ausschuß

Die Anwendung der Dringlichkeitsverfahren kann
nur beschlossen werden , wenn sich die Dringlichkeit
auf Grund der Fristen ergibt , die nach Maßgabe von
Artikel 198 Absatz 2 des Vertrages zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder Artikel
170 Absatz 2 des Vertrages zur Gründung der Europä­
ischen Atomgemeinschaft festgesetzt wurden .

Im Falle der Dringlichkeit für den Ausschuß kann der
Präsident ohne vorherige Anhörung des Präsidiums
sofort alle erforderlichen Maßnahmen zur Regelung
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den Mitglieder gefaßt wird , können bestimmte Bera­
tungen mit Zustimmung des betroffenen Organs der
Gemeinschaften für öffentlich erklärt werden .

Auf Antrag des betreffenden Organs oder des Präsidi­
ums werden die Beratungen über bestimmte Themen
für vertraulich erklärt .

Ist ein Beschluß gemäß Absatz 2 nicht ergangen , so
kann der Ausschußpräsident den von einer der Grup­
pen des Ausschusses eingeführten Personen ständige
oder für eine Tagung geltende Zuhörerausweise für
die Sitzungen des Plenums erteilen . Die Zuhöreraus­
weise berechtigen nicht zur Anwesenheit bei für ver­
traulich erklärten Beratungen .

Artikel 53

Anwesenheit des Rates und der Kommission

Die Mitglieder des Rates und der Kommission kön­
nen an den Sitzungen des Ausschusses und seiner Or­
gane teilnehmen und das Wort ergreifen .

Bevollmächtigte Beamte des Rates und der Kommis­
sion können an den Sitzungen des Ausschusses und
seiner Organe teilnehmen und von dem Präsidenten
bzw. Vorsitzenden um Beantwortung von Fragen aus
ihrem Zuständigkeitsbereich ersucht werden .

Artikel 49

Übertragung des Stimmrechts

Ausschußmitglieder, die verhindert sind , an einer Ta­
gung des Plenums oder an der Sitzung einer Fach­
gruppe teilzunehmen, können nach Unterrichtung
des Präsidenten bzw. des Vorsitzenden ihr Stimmrecht
schriftlich einem anderen Mitglied des Ausschusses
bzw. der Fachgruppe übertragen .

Sowohl im Plenum als auch in den Fachgruppen
kann jedem Mitglied nur eine Zusatzstimme übertra­
gen werden .

Artikel 50

Vertretung

Mitglieder einer Fachgruppe oder Studiengruppe , die
verhindert sind , an einer Sitzung teilzunehmen , kön­
nen sich mach Unterrichtung des Vorsitzenden durch
ein anderes Ausschußmitglied vertreten lassen .

Das Mandat gilt ausschließlich für die Sitzung, für die
es übertragen wurde .

Bei der Bildung einer Studiengruppe kann jedes Mit­
glied beantragen , daß ein anderes Ausschußmitglied
an seiner Stelle Mitglied der Studiengruppe wird .
Diese Ersetzung, die für einen bestimmten Gegen­
stand und für die gesamte Dauer der betreffenden Ar­
beiten gilt , kann nicht rückgängig gemacht werden .

KAPITEL IV

PUBLIZITÄT

Artikel 51

Veröffentlichungen

Der Ausschuß veröffentlicht seine Stellungnahmen
nach Maßgabe der vom Rat und von der Kommission
nach Anhörung des Ausschußpräsidiums getroffenen
Regelung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften .

Die Zusammensetzung des Ausschusses , seines Präsidi­
ums und der Fachgruppen sowie alle diesbezüglichen
Änderungen werden ebenfalls im Amtsblatt der Ge­
meinschaften veröffentlicht .

Artikel 52

Öffentlichkeit der Sitzungen

Die Sitzungen des Ausschusses und seiner Organe
sind grundsätzlich nicht öffentlich .

Auf Beschluß des Ausschusses, der auf Vorschlag des
Präsidiums oder auf Antrag eines Viertels der anwesen­

KAPITEL V

TITEL, VORRECHTE UND BEFREIUNGEN DER
MITGLIEDER

Artikel 54

Die Ausschußmitglieder führen den Titel „Mitglied
des Wirtschafts - und Sozialausschusses".

Artikel 10 der Protokolle über die Vorrechte und Be­
freiungen im Anhang der Verträge zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro­
päischen Atomgemeinschaft ist maßgeblich für die
Vorrechte und Befreiungen der Ausschußmitglieder.

KAPITEL VI

BEENDIGUNG DES MANDATS DER MITGLIEDER

Artikel 5 5

Das Amt eines Ausschußmitglieds endet durch Erlö­
schen des Mandats, Rücktritt , Amtsenthebung, Tod
oder höhere Gewalt . In den vier letztgenannten Fällen
unterrichtet der Präsident den Rat .

Der Rücktritt ist von dem betreffenden Mitglied dem
Präsidenten des Ausschusses schriftlich mitzuteilen .
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KAPITEL VII

VERWALTUNG DES AUSSCHUSSES

Artikel 56

Generalsekretariat

Dem Ausschuß steht ein Generalsekretariat zur Verfü­

gung, das von einem Generalsekretär geleitet wird .
Der Generalsekretär untersteht bei der Ausübung sei­
nes Amtes dem Präsidenten , der das Präsidium ver­
tritt .

Der Generalsekretär nimmt mit beratender Stimme an
den Präsidialsitzungen teil , über die er Protokoll führt .

Dem Generalsekretär obliegt die Durchführung der
Beschlüsse , die vom Präsidium oder vom Präsidenten
nach Maßgabe der Geschäftsordnung getroffen wer­
den .

Der Generalsekretär kann seine Befugnisse innerhalb
der vom Präsidenten festgelegten Grenzen übertragen .

Der Generalsekretär verpflichtet sich gegenüber dem
Präsidium , die ihm übertragenen Aufgaben unpartei­
isch und gewissenhaft zu erfüllen .

Der Aufbau des Generalsekretariats wird vom Präsi­
dium auf Vorschlag des Generalsekretärs so festgelegt,
daß das Generalsekretariat in der Lage ist , ein rei­
bungsloses Arbeiten des Ausschusses und seiner Or­
gane zu gewährleisten und die Mitglieder bei der Aus­
übung ihres Mandats zu unterstützen .

Artikel 57

Ernennungen

Die nach dem Statut der Beamten der Gemeinschaft

der Anstellungsbehörde zustehenden Befugnisse wer­
den wie folgt ausgeübt :

— im Falle der Beamten der Besoldungsgruppen 6
bis 8 der Laufbahngruppe A und der Sonderlauf­
bahn Sprachendienst sowie im Falle der Beamten
der Laufbahngruppen B , C und D durch den Ge­
neralsekretär ;

— im Falle der Beamten der Besoldungsgruppen 4
und 5 der Laufbahngruppe A und der Sonderlauf­
bahn Sprachendienst durch den Präsidenten auf
Vorschlag des Generalsekretärs ;

— im Falle der übrigen Beamten und des Generalse­
kretärs hinsichtlich der Artikel 1 , 13 , 15 Absatz 2,
16 , 22 , 29 , 30 , 31 , 32 , 38 , 40 , 41 , 49 , 50 , 51 , 78 , 87 ,
88 , 89 und 90 des Statuts der Beamten durch den
Rat mit Zustimmung der Kommission auf Vor­
schlag des Präsidiums ; hinsichtlich der übrigen
Bestimmungen des Statuts durch den Präsidenten .

Die Befugnisse , die nach den Beschäftigungsbedingun­
gen für die sonstigen Bediensteten der Gemeinschaf­

ten der zum Abschluß von Dienstverträgen zuständi­
gen Stelle übertragen sind, werden wie folgt ausgeübt :

— im Falle der Bediensteten auf Zeit der Besoldungs­
gruppen 6 bis 8 der Laufbahngruppe A und der
Sonderlaufbahn Sprachendienst sowie im Falle der
Bediensteten auf Zeit der Laufbahngruppen B , C
und D durch den Generalsekretär ; im Falle der
Bediensteten auf Zeit der Besoldungsgruppen 4
und 5 der Laufbahngruppe A und der Sonderlauf­
bahn Sprachendienst durch den Präsidenten auf
Vorschlag des Generalsekretärs ; im Falle der übri­
gen Bediensteten auf Zeit durch den Rat mit Zu­
stimmung der Kommission auf Vorschlag des Prä­
sidiums ;

— im Falle der Sonderberater durch den Präsidenten

nach Maßgabe von Artikel 82 der Beschäftigungs­
bedingungen für die sonstigen Bediensteten ;

— im Falle der Hilfskräfte durch den Präsidenten auf
Vorschlag des Generalsekretärs für Bedienstete der
Kategorie A, Gruppe I , und durch den Generalse­
kretär für alle übrigen Bediensteten ;

— im Falle der örtlichen Bediensteten durch den
Generalsekretär .

Artikel 58

Sekretariat des Präsidenten

Der Präsident kann ein eigenes Sekretariat beanspru­
chen .

Die Mitglieder dieses Sekretariats werden im Rahmen
des Haushaltsplans als Bedienstete auf Zeit eingestellt ,
wobei die Befugnisse , die der zum Abschluß von
Dienstverträgen zuständigen Stelle übertragen sind ,
vom Präsidenten ausgeübt werden .

Artikel 59

Voranschlag der Ausgaben und Einnahmen

Vor dem 1 . Juni jedes Jahres unterbreitet der General­
sekretär dem Präsidium den Entwurf eines Voran­

schlags der Ausgaben und Einnahmen des Ausschus­
ses für das folgende Haushaltsjahr . Das Präsidium
stellt den Voranschlag der Ausgaben und Einnahmen
des Ausschusses auf . Es übermittelt ihn gemäß den
Bedingungen und innerhalb der Fristen der Haushalts­
ordnungen im Sinne von Artikel 209 des Vertrages
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und Artikel 183 des Vertrages zur Gründung
der Europäischen Atomgemeinschaft .

Der Ausgaben - und Einnahmenplan des Wirtschafts­
und Sozialausschusses , der eine Anlage zum Einzel­
plan II des allgemeinen Haushaltsplans der Europä­
ischen Gemeinschaften bildet , wird nach Maßgabe der
Haushaltsordnung vom Präsidenten des Ausschusses
oder auf seine Veranlassung ausgeführt .
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Er beauftragt ein Organ, das die Bezeichnung „Kom­
mission Geschäftsordnung" führt und dem ein Haupt­
berichterstatter gemäß Artikel 18 beigeordnet wird,
einen entsprechenden Bericht und den Entwurf einer
Neufassung anzufertigen . Auf Grund dieser Unterla­
gen beschließt er mit der absoluten Mehrheit seiner
Mitglieder über die Annahme der neuen Bestimmun­
gen .

Artikel 60

Schriftverkehr

Die für den Ausschuß bestimmte Korrespondenz ist
an den Präsidenten oder an den Generalsekretär an
den Sitz des Ausschusses zu richten .

KAPITEL VIII

REVISION DER GESCHÄFTSORDNUNG

Artikel 61

Der Ausschuß kann mit der absoluten Mehrheit sei­
ner Mitglieder beschließen , die Geschäftsordnung teil­
weise oder ganz zu revidieren .

Die neuen Bestimmungen treten nach Genehmigung
durch den Rat in Kraft .


